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Abstract

Industrialization as a federal responsibility In-
dustrialization in legal history has hitherto oen 
been regarded as part of the history of private law 
and economic legal history. However, the role of 
the state in this process is still unclear: What con-
crete measures were taken by the state in order to 
promote industry and trade? What kind of norma-
tive and legal instruments did the state apply in 
order to encourage economic growth? The follow-
ing article tries to find answers to these questions 
in the sources of general public law between 1815 
and 1848. Taking the kingdom of Saxony as an 
example, it can be observed that the models devel-
oped in public law theory were also widely imple-
mented in public practice before 1848.

□×



Industrialisierung
als Staatsaufgabe
Zum Verhältnis von Wirtschaft und Staat
im Staatsrecht des Vormärz

I. Einleitung

1832 schrieb der Heidelberger Rechtsprofessor Karl Salomo
Zachariä im fünften Band seiner Vierzig Bücher vom Staat: »Der
Staatsmann, der mit der […] Wirtschaftslehre unbekannt ist, gleicht
einem Schiffer, der sich ohne Kompass auf die hohe See wagt.«1 Für
den Gießener Staatsrechtslehrer Friedrich Schmitthenner waren
ökonomische Kenntnisse »vollends für den Staatsmann unentbehr-
lich«.2 Als Verfassungshistoriker neigt man dazu, solche oder ähn-
liche Aussagen im Staatsrecht des Vormärz zu relativieren: Zum
einen waren staatsphilosophische Aussagen über Ökonomie und
Staatswirtschaft schon lange vor dem 19. Jahrhundert üblich, zum
anderen geht es in der Verfassungsgeschichte ohnehin – wie es
Dietmar Willoweit3 formuliert hat – um die rechtlichen Regeln und
Strukturen, die die politische Ordnung prägen. Staatliche Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Wirtschaft scheinen für die politische
Ordnung dagegen nur eine Nebenrolle zu spielen, zumal das Staats-
recht im Vormärz für die Ausbildung des modernen Rechts- und
Verfassungsstaates ohnehin zentrale Bedeutung hatte.

Ein Blick in die Lehr- und Handbücher zur Verfassungsge-
schichte des Vormärz bestätigt zum Teil diese Vermutung. Geht es
um das Verhältnis von Wirtschaft und Staat in der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts, dann beschränkt sich die Verfassungsgeschichts-
schreibung häufig auf die politischen und gesellschaftlichen Refor-
men zu Beginn des 19. Jahrhunderts, insbesondere die Darstellung
der Stein-Hardenbergschen Reformen und deren Auswirkungen
auf Landwirtschaft, Zunftverfassung oder Gewerbepolitik.4 Sie
werden flankiert durch die Untersuchungen über die Entwicklung
ökonomischer Freiheitsrechte wie der Handels-, Gewerbe- oder
Eigentumsfreiheit.5 Ohne die Bedeutung dieser Forschungen in
Abrede stellen zu wollen, so bleibt vor dem Hintergrund einer sich
bereits im Vormärz in einigen Regionen Deutschlands abzeich-
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1 Karl Salomo Zachariä, Vierzig
Bücher vom Staate, Bd. 5, Staats-
wirthschaftslehre, Heidelberg
1832, 8.

2 Friedrich Schmitthenner,
Grundlinien der Geschichte der
Staatswissenschaften, der Ethno-
logie, des Naturrechts und der
Nationalökonomie, 2. Aufl. Gie-
ßen 1839, 327.

3 Dietmar Willoweit, Deutsche
Verfassungsgeschichte. Vom Fran-

kenreich bis zur Wiedervereini-
gung Deutschlands, 5. Aufl.
München 2005, 2.

4 Zum Beispiel Werner Frot-
scher, Bodo Pieroth, Verfas-
sungsgeschichte, 3. Aufl.
München 2002, 96 ff.; Ulrich
Eisenhardt, Deutsche Rechtsge-
schichte, 4. Aufl. München 2004,
295 ff.; Willoweit (Fn. 3) 265 ff.;
vgl. auch die Aussagen bei Mi-
chael Stolleis, Geschichte des

öffentlichen Rechts in Deutsch-
land, Bd. 2, Staatsrechtslehre und
Verwaltungswissenschaft 1800–
1914, München 1992, 119, 256.

5 Diethelm Klippel, »Libertas
commerciorum« und »Vermö-
gens-Gesellschaft«. Zur Geschich-
te ökonomischer Freiheitsrechte in
Deutschland im 18. Jahrhundert,
in: Grund- und Freiheitsrechte
im Wandel von Gesellschaft und
Geschichte, hg. von Günter
Birtsch, Göttingen 1981, 313–
335, 330 ff.; Vom Gewerbe zum
Unternehmen. Studien zum Recht
der gewerblichen Wirtschaft im
18. und 19. Jahrhundert, hg. von
Karl Otto Scherner, Dietmar
Willoweit, Darmstadt 1982.



nenden Industrialisierung die Rolle des Staates für diesen Prozess
offen. Unabhängig von einzelnen staatlichen Reformmaßnahmen
und diskutierten Freiräumen stellt sich daher die Frage nach den
direkten oder indirekten Maßnahmen des Staates zur Unterstüt-
zung oder Reglementierung wirtschaftlicher Prozesse nach 1815,
seinen Handlungsspielräumen und seinen Einflussmöglichkeiten
auf eine beginnende Industrialisierungsepoche.

In der wirtschafts- und sozialhistorischen Forschung ist diese
Frage ebenso wie in der Rechtsgeschichte bislang ungeklärt. Zwar
ist vor allem die staatliche Gewerbepolitik – aber auch die Ge-
werbeförderung – für einzelne Staaten wie z. B. Preußen, Württem-
berg, Baden oder Hessen von der Forschung untersucht worden.6

In der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte gehen die Aussagen aber
bis heute auseinander, wie der Einfluss des Staates auf Gewerbe
und Industrie zu werten ist. Die Ansichten reichen von einem eher
unbedeutenden »Nachtwächterstaat«7 bis zu der vorherrschenden
Auffassung einer direkten oder indirekten Aktivität des Staates
gegenüber der Wirtschaft.8 Mathias Schmoeckel konstatierte da-
her zu Recht in seiner erst kürzlich erschienenen »Rechtsgeschichte
der Wirtschaft«, dass die Bedeutung des Staates für den Prozess der
Industrialisierung nach wie vor »schwierig« zu bestimmen sei.9

Im Folgenden soll das Verhältnis von Staat und Wirtschaft in
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts aus der Sicht des Staats-
rechts oder, anders formuliert, die staatsrechtliche Diskussion um
Wirtschaftsverfassung und Industrialisierung untersucht werden.
Diese Fragestellung bedarf zweifellos der Präzisierung. Der fol-
gende Beitrag konzentriert sich nicht auf die Begründung öko-
nomischer Grundfreiheiten wie Eigentums-, Handels- oder Ge-
werbefreiheit, wenn auch im Einzelnen auf die Grundzüge dieser
Entwicklung zurückgekommen werden muss. Im Mittelpunkt steht
vielmehr die Frage, ob und wie das Staatsrecht diese Grundfreihei-
ten im Einzelnen ausfüllte, welche konkreten Maßnahmen der
Staat zur Industrie- und Gewerbeförderung ergreifen sollte bzw.
konnte und auf welche normativen Instrumente hierzu zurückge-
griffen wurde. Die Untersuchung beschränkt sich auf die gedruck-
ten Quellen des naturrechtlichen, allgemeinen Staatsrechts sowie
des geltenden Territorialstaatsrechts im Vormärz. Zunächst wird
anhand des allgemeinen Staatsrechts der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts danach gefragt, ob und wie die Autoren das Verhältnis
von Staat und Wirtschaft theoretisch definierten und ausgestalte-
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6 Ulrich P. Ritter, Die Rolle des
Staates in den Frühstadien der In-
dustrialisierung. Die preußische
Industrieförderung in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts, Ber-
lin 1961; Ilja Mieck, Preussische
Gewerbepolitik in Berlin 1806–
1844. Staatshilfe und Privatinitia-
tive zwischen Merkantilismus und
Liberalismus, Berlin 1965; Peter
Coym, Unternehmensfinanzie-
rung im frühen 19. Jahrhundert –
dargestellt am Beispiel der Rhein-
provinz und Westfalens, Ham-
burg 1971; Friedrich-Franz
Wauschkuhn, Die Anfänge der
württembergischen Textilindustrie
im Rahmen der staatlichen Ge-
werbepolitik 1806–1848, Ham-
burg 1974; Wolfram Fischer,
Der Staat und die Anfänge der
Industrialisierung in Baden 1800–
1850, Bd. 1, Die staatliche Ge-
werbepolitik, Berlin 1962;
Hubert Kiesewetter, Die In-
dustrialisierung Sachsens. Ein re-
gional-vergleichendes Erklärungs-
modell, Stuttgart 2007, 485 ff.;
Staat, Region und Industriali-
sierung, hg. von Hubert Kiese-
wetter, Rainer Fremdling,
Ostfildern 1985.

7 Josef Biederlack, Die soziale
Frage. Ein Beitrag zur Orientie-
rung über ihr Wesen und ihre
Lösung, 8. Aufl. Innsbruck 1913,
26, Anm. 1; Sydney Pollard,
Industrialization and Integration
of the European Economy, in: In-
dustrialisierung und »europäische
Wirtschaft« im 19. Jahrhundert,
hg. von Otto Büsch, Wolfram
Fischer, Hans Hersfeld, Berlin
1976, 3 ff., 7 ff.

8 Wolfram Fischer, Wirtschaft
und Gesellschaft im Zeitalter der
Industrialisierung, Göttingen
1972, 65 ff.; Wilhelm Treue,

Gesellschaft, Wirtschaft und
Technik Deutschlands im
19. Jahrhundert, in: Gebhardt,
Handbuch der deutschen Ge-
schichte, Bd. 17, 10. Aufl. Mün-
chen: dtv 1994, 96 ff.; Friedrich
Lütge, Deutsche Sozial- und
Wirtschaftsgeschichte. Ein Über-
blick, 3. Aufl. Berlin 1963; Hans
Mottek, Einleitende Bemerkun-
gen, in: Studien zur Geschichte
der Industriellen Revolution in

Deutschland, hg. von dems.,
Horst Blumberg, Heinz Wutz-
mer, Walter Becker, Berlin
1960, 11–64; Friedrich Facius,
Wirtschaft und Staat. Die Ent-
wicklung der staatlichen Wirt-
schaftsverwaltung in Deutschland
vom 17. Jahrhundert bis 1945,
Boppard am Rhein 1959, 39–55.

9 Mathias Schmoeckel, Rechts-
geschichte der Wirtschaft, Tübin-
gen 2008, 84.



ten (II). Im Anschluss daran soll die Frage der Umsetzung dieses
theoretischen Ideals exemplarisch anhand der Staatspraxis im
Königreich Sachsen nach 1815 untersucht werden (III).

II. Wirtschaft und Staat im allgemeinen Staatsrecht
des Vormärz

Diethelm Klippel hat in den letzten Jahren immer wieder in
beeindruckender Weise herausgearbeitet, dass das allgemeine
Staatsrecht als Teil des Naturrechts auch im 19. Jahrhundert nicht
nur präsent, sondern vielfach als Diskussionsforum fungiert hat,
dem eine Modernisierungsleistung für das Denken über Recht und
Staat zugesprochen werden kann.10 Ein Blick in die Lehr- und
Handbücher des naturrechtlichen Staatsrechts zeigt, dass diese
These auch für das Verhältnis von Wirtschaft und Staat der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts bestätigt werden kann. Neben den
bereits angedeuteten ökonomischen Freiheitsrechten setzten sich
die Autoren vielfach kritisch, aber stets konstruktiv mit diesem
Verhältnis auseinander und lieferten eine Vielzahl von Vorschlägen
und Anregungen zur Verbesserung staatlicher Wirtschaftspolitik.

1. Die Forderung nach Eigentums-, Handels-
und Gewerbefreiheit

Das naturrechtliche, so genannte allgemeine Staatsrecht der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zeichnet sich in großen Teilen
durch die theoretische Begründung liberaler Grund- und Freiheits-
rechte aus.11 Den bei weitem sichtbarsten Ausdruck stellen in
diesem Zusammenhang die Forderungen nach Eigentums-, Han-
dels- und Gewerbefreiheit dar. Diese Kernforderungen bildeten
aber nicht mehr als einen Rahmenkonsens. Dahinter verbargen
sich oftmals ganz unterschiedliche Inhalte und Bewertungen. Bezo-
gen auf die Gewerbefreiheit konnten sie z. B. eine vollständige
Gründungs-, Niederlassungs- und Konzessionsfreiheit,12 aber auch
eine staatlich reglementierte Gewerbeverfassung bedeuten, in der
der Staat prinzipiell Art, Umfang und Ort des Gewerbes selbst
festlegen konnte.13 Ein ähnliches Bild lässt sich bei der Handels-
und Verkehrsfreiheit beobachten. Streng und gemäßigt liberale
Vorstellungen führen zu unterschiedlichen Interpretationen von
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10 Diethelm Klippel, Naturrecht
und Politik im Deutschland des
19. Jahrhunderts, in: Naturrecht
und Politik, hg. von Karl Graf
Ballestrem, Berlin 1993, 27–48;
ferner die Nachw. im Folgenden.

11 Dazu eingehend u. a. Diethelm
Klippel, Politische Freiheit und
Freiheitsrechte im deutschen Na-
turrecht des 18. Jahrhunderts,
Paderborn 1976; ders. (Fn. 5);
ders., Verfasste Freiheit. Die Ent-

deckung der Freiheitsrechte als
Verfassungsprinzip im 18. und
19. Jahrhundert, in: Reich, Re-
gionen und Europa in Mittelalter
und Neuzeit. Festschrift für Peter
Moraw, hg. von Paul-Joachim
Heinig u. a., Berlin 2000, 149–
169; ders., Louis Pahlow, Frei-
heit und aufgeklärter Absolutis-
mus. Das allgemeine Landrecht in
der Geschichte der Menschen- und
Bürgerrechte, in: Reformabsolu-

tismus und ständische Gesell-
schaft. Zweihundert Jahre Preußi-
sches Allgemeines Landrecht, hg.
von Günter Birtsch, Berlin
1998, 215–253.

12 Schmitthenner (Fn. 2) 608: Die
Gewerbefreiheit sei nur vollum-
fänglich gewährleistet, wenn »je-
der Staatsbürger jedes Gewerbe an
jedem beliebigen Orte betreiben
kann«. Und daraus folgte, dass
Prüfungen und Konzessionen
durch den Staat ebenso ausge-
schlossen seien wie der Umstand,
dass »kein Stand und keine Reli-
gion« den Einzelnen von dem Be-
trieb eines Gewerbes ausschließen
könne; Zachariä (Fn. 1) 326 f.;
Johann Schoen, Die Staats-
wissenschaft geschichts-philoso-
phisch begründet, Breslau 1831,
263; Friedrich Bülau, Der Staat
und die Industrie. Beiträge zur
Gewerbspolitik und Armenpolizei,
Leipzig 1834, 78 f.: Zünfte stellten
»Monopole eines Gewerbebetrie-
bes« dar und seien daher abzu-
lehnen, ebenso aber auch die so
genannten Staatsmonopole wie
Tabak-, Branntwein- und Salz-
regale. Ebd., 100 ff.; Johann
Friedrich Eusebius Lotz,
Handbuch der Staatswirthschafts-
lehre, Bd. 1, Erlangen 1821, 246–
251.

13 Julius Schmelzing, Grund-Li-
nien der Physiologie des Staats;
oder die sogenannte Staats-Wis-
senschaft und Politik, Nürnberg
1817, 161.



Außenhandels-, Zoll- und Binnenhandelsregelungen: Das mündete
zum einen in der Forderung nach einer vollständigen Aufhebung
aller Zoll-, Binnen- und Außenhandelsschranken,14 konnte zum
anderen aber eine nur teilweise Aufhebung der Zölle zum Schutz
der einheimischen Industrie nach sich ziehen.15

Schon hier deutet sich an, dass die Fundierung ökonomischer
Freiheitsrechte, die zum Teil als Menschenrechte begründet wur-
den,16 nach Auffassung der Autoren keinen völligen Rückzug des
Staates aus dem Gebiet der Wirtschaft nach sich ziehen sollte.
Trotz der seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert vorzufindenden
Kritik an einer merkantilistischen Wirtschaftspolitik und ihrer
Legitimation durch die Polizei- und Kameralwissenschaften des
Ancien Régime, sollte der Staat auch weiterhin aktiv in Wirtschaft
und Märkte eingreifen und diese gestalten können.17 Unter der
Überschrift der »Staatswirthschaftslehre«, die von einigen Autoren
bereits von der so genannten Nationalökonomie differenziert
wurde,18 sollte der Staat unter dem Vorbehalt des Rechts für
»die Vermehrung des Reichthums der Nation« und dessen »Benut-
zung für die Zwecke des Staates« sorgen.19 Nach Auffassung des
Liberalen Karl Heinrich Ludwig Pölitz beispielsweise war die
Staatswirtschaft »die wissenschaftliche Darstellung der Grundsätze
des Rechts und der Klugheit, nach welchen theils der Einfluss der
Regierung im Staate auf die Leitung des Volkslebens und der
Volksthätigkeit in Hinsicht auf Production und Consumtion be-
stimmt« wurde.20 Darunter fiel neben der Finanzwissenschaft zum
einen »die Lehre von der zweckmäßigen Erwerbung des National-
vermögens (Gewerbskunde)«, zum anderen »die Lehre von der
zweckmäßigen Vermehrung desselben (Industriekunde)«.21 Selbst
diejenigen Autoren, die staatswirtschaftliche Fragen als Teil der
Politik verstanden, ließen die Tür für staatliche Maßnahmen mit
den Mitteln des Rechts offen. Als Teil der Politik22 lehrte die
Staatswirtschaftslehre die Art und die Mittel, wie und wodurch
das ökonomische Ideal des Staates verwirklicht werden sollte.23

Das zu verwirklichende Ideal aber ergab sich vor allem aus dem
Teil des Naturrechts, der sich mit dem Staat beschäftigte, nämlich
dem allgemeinen, d. h. unabhängig von Zeit und Ort gültigen
Staatsrecht, dem »ius publicum universale«.24 Zwar sollte der
Staat, so der Leipziger Professor für praktische Philosophie und
Politik Friedrich Bülau, »nur einschreiten, wo er es muß«, aber »er
soll auch schaffen, ordnen, gestalten«.25
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14 Bülau (Fn. 12) 75; Zachariä
(Fn. 1) 328; Lotz (Fn. 12) 354 f.

15 Karl Heinrich Ludwig Pölitz,
Die Staatswissenschaften im Lich-
te unserer Zeit, 2. Teil, Volks-
wirthschaft, Staatswirthschaft und
Finanzwissenschaft, Leipzig 1823,
255–258; Karl H. Krehl, Skizze
eines Steuersystems nach den
Grundsätzen des Staatsrechts und
der Staatswirthschaft, Erlangen
1814, 36 ff.

16 Bülau (Fn. 12) 73: »Die Vernunft
fordert dieses Verhältniß zunächst
als ewiges und unveräußerliches
Recht des Menschen.« – Ferner die
Nachw. bei Klippel (Fn. 5) 330–
335.

17 Vgl. nur Hugo Eisenhart, Phi-
losophie des Staats, oder Allge-
meine Socialtheorie, Leipzig 1843,
40 f., 51; Heinrich Bensen, Ver-
such eines systematischen Grund-
risses der reinen und angewandten
Staatslehre für Kameralisten, Er-
langen 1798, 12–14; Schmelzing
(Fn. 13) 155 ff.

18 Vgl. Julius Graf von Soden,
Die Nazional-Ökonomie, 5 Tle.,
Leipzig 1805–1811; Ludwig
Heinrich Jakob, Grundsätze der
National-Oekonomie oder Natio-
nal-Wirthschaftslehre, Halle
1805; synonym verwandt dagegen
noch von Schmelzing (Fn. 13)
158 ff., 159.

19 Franz Heinrich Ungewitter,
Populäre Staatswissenschaft oder
Staatswissenschaftliches Hand-
buch, Teil 1, Halle 1845, 341.

20 Pölitz (Fn. 15) 110.
21 Bensen (Fn. 17) 13 f.; Friedrich

Bülau, Encyklopädie der Staats-
wissenschaften, Leipzig 1832, 80.

22 Bülau (Fn. 21) 81.
23 Ungewitter (Fn. 19) 104: »Was

das Staatsrecht in der Theorie ist,
das ist die Politik in der Praxis«;
Zachariä (Fn. 1) 170; Weber,
Grundzüge der Politik, Tübingen
1827, 4.

24 Näher dazu Klippel (Fn. 10) 33–
38.

25 Bülau (Fn. 21) 83. Eine klare
Trennung zwischen Staatsrecht
und Politik vollziehen nur die we-
nigsten Autoren, vgl. Zachariä
(Fn. 1) 171: »Darum wird auch in
dem vorliegenden Werke die Auf-
gabe der Staatswissenschaften aus
dem Standpunkte des Rechts und
aus dem der Politik zugleich er-
örtert werden.«



2. Das Ideal einer staatlichen Industrie-
und Gewerbeförderung

Obwohl die Autoren die Lehren von Adam Smith durchaus
rezipierten und befürworteten, lehnten sie das vollkommen freie
Spiel der Kräfte damit ab. Dies setze – so Pölitz – eine »idealische
Welt« voraus, »wo alle Mitglieder des Staates sittlich mündig
wären und kein Individuum durch Eigennutz oder bösen Willen
die Rechte und den Wohlstand, so wie den freien Verkehr eines
Dritten beeinträchtige«. So lange das aber nicht gewährleistet sei,
so lange müsse »der Regierung im Staate […] ein positiver Einfluß
auf die Volksthätigkeit und das Volksvermögen zukommen«.26

Zuständig für diese Umsetzung der staatswirtschaftlichen Theorien
waren zum einen – wie bisher – die Gewerbepolizeibehörden, zum
anderen – in weit stärkerem Maße als früher – der Gesetzgeber.
Die Gesetzgebung müsse »die Erzeugung, die Vertheilung und
Verzehrung der Güter reguliren«, so der liberale Breslauer Staats-
wissenschaftler Johann Schoen 1831.27

Der liberale Interventionsstaat des 19. Jahrhunderts nahm
damit auch ökonomische Belange mit in den Blick, sollte regeln
und gestalten, fördern und verbessern. Zwar wandte sich die
liberale Theorie gegen bestimmte absolutistisch-merkantilistisch
geprägte Aktivitäten des Staates, besonders deutlich etwa gegen
Monopole und Preistaxen. Andere Eingriffe aber – so z. B. Steuern
– wurden ohne weiteres als mit dem liberalen Modell von Staat und
Gesellschaft, von Eigentums-, Gewerbe- und Handelsfreiheit ver-
einbar angesehen. Dem Staat obliege nach Auffassung der Autoren
weiterhin die Sorge für Landwirtschaft, Handel und Gewerbe; sie
seien durch geeignete Maßnahmen zu fördern, wie z. B. durch Bau
und Unterhalt von Straßen, Kanälen und Eisenbahnen oder durch
die Einrichtung von Märkten. Bei einem Teil der Autoren ging es
paradoxerweise sogar um die Herstellung wirtschaftlicher Freiheit
durch den Staat: Robert von Mohl stellte als württembergischer
Liberaler die Forderung auf, dass von der Polizeigewalt des Staates
unter anderem die Herstellung des freien Grundstücksverkehrs, die
Abschaffung von Leibeigenschaft oder die Gewährung von Han-
dels- und Gewerbefreiheit sichergestellt werden müsse.28

Ein besonderes Augenmerk der Autoren der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts galt der so genannten Industrie. Bereits für den
liberalen Reformer Johann Paul Harl war 1805 die »Bildung der
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26 Pölitz (Fn. 15) 114. – Zur Re-
zeption von Adam Smith vgl. die
Nachw. bei Lotz (Fn. 12) 120 ff.

27 Schoen (Fn. 12) 261.
28 Robert von Mohl, Die Polizei-

Wissenschaft nach den Grundsät-
zen des Rechtsstaats, 2. Aufl. Tü-
bingen 1844, Bd. 1, 11 und 9, 52;
Schön (Fn. 12) 261, 268. – Zum
Ganzen auch Diethelm Klippel,
Der liberale Interventionsstaat.
Staatszweck und Staatstätigkeit in

der deutschen politischen Theorie
des 18. und der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts, in: Recht und
Rechtswissenschaft im mitteldeut-
schen Raum, hg. von Heiner
Lück, Köln u. a. 1998, 77–103,
insb. 97–101.



Industrie […] die erste und wichtigste Angelegenheit der Staats-
Wirthschaft, welche für den Staats-Reichthum zu sorgen hat«.29

Nach Harl ist nur die Industrie erfinderisch, bringt neue Gegen-
stände hervor, veredelt sie und sucht bei der Bearbeitung derselben
bald an Zeit, bald an Kräften zu gewinnen. Wer den Staat wie
der Heidelberger Rechtsprofessor Karl Salomo Zachariä als eine
»auf den Erwerb gerichtete Gütergemeinschaft«30 definierte, muss-
te von den schnelleren und effizienten Fabriken der »Industrialisa-
tion« begeistert sein. Die Industrie einer Nation sei das »erste und
wichtigste Beförderungs-Mittel eines blühenden Nahrungs-Standes
und ohne jene kann man sich auf den Flor der Gewerbe und des
Handels nicht die geringste Hoffnung machen«.31 Für Zachariä
konnte ein Staat folgerichtig nur »durch Production und Fabrica-
tion reich werden«.32 Attraktiv waren industrielle Unternehmen
für die Autoren vor allem deshalb, weil sie ohne tradierte Be-
schränkungen einer unbegrenzten Vielzahl von Personen einen
Lebensunterhalt ermöglichten; darin lag der »allgemeine Zweck
aller Industrie«.33 Und schon in den 1820er Jahren weisen die
Autoren auf die entscheidende Rolle des Gleichgewichts von Land-
wirtschaft und Gewerbe hin, ohne das eine Industrialisierung nicht
krisenfrei verlaufen könne.34

Daran schlossen sich nicht selten konkrete Vorschläge einer
staatlichen Industrie- und Gewerbeförderung an, kaum aber das
vollständige Vertrauen der Autoren in die Innovations- und Inves-
titionstätigkeit einer frei von staatlichen Einflüssen bleibenden
Wirtschaft. Gründung und Förderung industrieller Unternehmen
sollten an vorderster Stelle der staatlichen Wirtschaftspolitik ste-
hen. Von den zahlreichen Maßnahmen, die von den Autoren
zur Erreichung dieses Ziels vorgeschlagen und diskutiert wurden,
sollen hier drei herausgegriffen werden: erstens die Forderung einer
aktiven staatlichen Gründungs- und Förderungspolitik (a), zwei-
tens die Verbesserung des staatlichen, insbesondere des technischen
und gewerblichen Bildungssystems (b) und drittens die Bereitstel-
lung neuer Eigentums- und Verfügungsrechte (c).

a) Einige Autoren forderten eine ganze Reihe von Maßnahmen
des Staates zur Unterstützung und Verbesserung von Industrie und
Gewerbe. Nach Franz Heinrich Ungewitter sollte die staatliche
Polizeiverwaltung Anreize für die Bildung neuer Gewerbe und
Industriezweige durch das »Befinden von Kapitalunterstützungen«
schaffen.35 Neben der Gewährung von Anschubfinanzierungen
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29 Johann Paul Harl, Grundlinien
einer Theorie des Staates (der
Staats-Wissenschafts-Lehre), des
Geldes und der Staats-Wirth-
schaft, wie auch der Erziehung
und des Unterrichts, Erlangen
1805, 60; Lotz (Fn. 12) 282 ff.;
August Ludwig Schlözer, All-
gemeines StatsRecht und Stats-
Verfassungslehre, Göttingen 1793,
19: »[…] alles, […] was zum Sein
und Wohlsein gehört«, verschaffe
sich ein Volk »durch Industrie«.

30 Zachariä (Fn. 1) 325.
31 Harl (Fn. 29) XI; ebd., 59 f.:

»Industrie und Bevölkerung sind
[…] die zwei großen Hebel, welche
die ganze Staats-Wirthschaft in
Bewegung setzen. Industrie ist die
vollkommenste Anwendung der
Naturkräfte, verbunden mit dem
sparsamsten Gebrauche der Zeit
zur Verbesserung des Wohlstan-
des. Industrie ist mehr als Fleiß; sie
zeichnet sich durch Erfindsamkeit,
durch Beförderung der Produktion
und der Kunst, durch Ersparung
der Zeit und Kräfte aus. Ohne
Industrie lässt sich kein blühender
Nahrungsstand, kein Gleichge-
wicht zwischen Einnahme und
Ausgabe der Bürger und des Staats
hoffen. Anhaltend thätige Hände
sind für jeden Staat ein eben so
großes Bedürfniß, als anhaltend
thätige Köpfe.«

32 Zachariä (Fn. 1) 306.
33 Harl (Fn. 29) 60: »Jede vernünf-

tige Staats-Verwaltung muß An-
stalten treffen, daß alle Bürger und
Staatsgenossen leben und zwar
von ihrer Arbeit leben können.«

34 Pölitz (Fn. 15) 152; Lotz
(Fn. 12) 288.

35 Ungewitter (Fn. 19) 275 f.: Die
Aufgabe der staatlichen Gewerbe-
polizei sollte »die Aufmunterung
der Gewerbtreibenden, sowie aller
für die Industrie einflussreicher
und gemeinnütziger Forschungen,
Erfindungen, Maschinen und
chemischer Entdeckungen, durch
Ertheilung von Preisen und Erfin-
dungspatenten, auch wohl nach

Befinden durch Kapitalunterstüt-
zungen« sein; Schmelzing
(Fn. 13) 157, 161: »Der Staat muß
die Thätigkeit der gesammten Pro-
ducenten von den verschiedenen
Genuß-Mitteln, durch vortheil-
hafte Beiwirkung und öffentliche
Unterstützung ermuntern.«

36 Johann Carl Leuchs, Gewerb-
und Handelsfreiheit; oder über die
Mittel das Glük der Völker, den
Reichthum und die Macht der



habe der Staat zudem die Rahmenbedingungen für wirtschaftliches
Wachstum zu verbessern, unter anderem durch Gewerbeausstel-
lungen »die Fabrikanten zur Vervollkommnung ihrer Arbeiten«
aufzumuntern, um »das Inland mit den Fabrikaten seiner Mit-
bürger bekannt zu machen«.36 Hindernisse zu Lasten gewerblicher
Betätigung sollten »so sehr als nur immer möglich« verringert
werden, z. B. der Wechsel der Gewerbeart oder die Verlagerung
von Unternehmensstandorten. Die »völlige Freiheit in der Wahl des
Berufs« sollte nur dann beschränkt werden, wenn anderen Ge-
werbezweigen wichtige Arbeitskräfte entzogen würden.37

b) Neben diesen unmittelbaren und mittelbaren Förderungs-
instrumenten für die Industrie hatte der Staat aber auch die Inno-
vations- und Leistungsfähigkeit seiner Bevölkerung zu verbessern.
Dazu gehörte neben Erhalt und Aufbau einer gesunden und zahl-
reichen Bevölkerung38 eine gute Bildung als entscheidende Grund-
lage für technisches und wirtschaftliches Fortkommen. »Soll In-
dustrie erweckt und verbreitet werden, so muß vorerst die Jugend
sich dieselbe aneignen und sich dazu mittelst der Industrie-Schulen
bilden«, so Johann Paul Harl schon 1805.39 Für Friedrich Bülau
drängte sich 1834 immer mehr die Überzeugung auf, dass in der
Verbreitung technischer Bildung eine Fundgrube neuer Erfindun-
gen und Verbesserungen sich eröffnen müsse.40 Und für den ge-
mäßigten Liberalen Heinrich Moritz Chalybäus war für die »hö-
hern Industriezweige« die »gesonderte Belehrung in besonderen
Schulen nothwendig«. Dazu sollten besondere Gewerbeschulen,
Industrie-, Fabrik- oder Maschinenbauschulen errichtet und aus-
gebaut werden.41 Zweck dieser staatlichen Bildungspolitik könne
es aber nicht sein, dass etwa nur den Direktoren großer Fabrik-
werke die Aneignung wissenschaftlicher Kenntnisse erleichtert
werden solle. Der ganze Gewerbsstand sollte vielmehr dazu be-
fähigt werden, die Lehren der Wissenschaft zu erfassen und zu
benutzen.42 Freilich zielte das nicht nur auf den Aufbau oder die
Erweiterung bestehender Bildungseinrichtungen ab. Der Staat hatte
vielmehr auch Bildungsziele und -inhalte zu kontrollieren.43

c) Neben der technischen und gewerblichen Bildung war es
aber zugleich wichtig, die daraus resultierenden innovativen Ideen
und Verbesserungen rechtlich zu schützen und als Wirtschaftsgut
dem Markt zur Verfügung zu stellen.44 Eine der bereits ange-
deuteten Modernisierungsleistungen des Naturrechts im 19. Jahr-
hundert ist bekanntlich, dass es einen rechtlichen Schutz von
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Staaten zu begründen, 2. Ausgabe
Nürnberg 1831, 237.

37 Ludwig Hestermann, Der offene
Handelsstaat. Ein philosophischer
Entwurf, Leipzig und Pforzheim
1802, 267; Pölitz (Fn. 15) 156;
Lotz (Fn. 12) 247; Heinrich
Moritz Chalybäus, System der
speculativen Ethik, oder Philoso-
phie der Familie, des Staates und
der religiösen Sitte, Bd. 2, Leipzig
1850, 210: »[…] es muß Gewer-

ben und Fabriken freistehen, sich
an den geeignetsten Stellen ohne
Zwang niederzulassen«; anders
dagegen Ungewitter (Fn. 19)
276: »Zur Herstellung einer ge-
ordneten Concurrenz inländischer
Gewerbe hat die Staatspolizei das
Recht, die Grenzen derselben ab-
zustecken, das heisst, die Ge-
werbszweige zweckmäßig zu
vertheilen, in der Art, dass Alles,
was diesen Gegenstand betrifft,

von der Privatübereinkunft der
Gewerbtreibenden gar nicht ab-
hängt, und die Bedingungen fest-
zusetzen, unter denen Jemand zum
Betriebe eines bestimmten Gewer-
bes zugelassen werden soll.«

38 Pölitz (Fn. 15) 149: »[…] so ge-
hört doch auch zur Blüthe des
Gewerbswesens eine höher stei-
gende Bevölkerung […]«. – Zur
Bevölkerungspolitik im Vormärz
näher Martin Fuhrmann, Volks-
vermehrung als Staatsaufgabe?
Bevölkerungs- und Ehepolitik in
der deutschen politischen und
ökonomischen Theorie des 18.
und 19. Jahrhunderts, Paderborn
2002; Caren Möller, Medizi-
nalpolizei. Die Theorie des staat-
lichen Gesundheitswesens im 18.
und 19. Jahrhundert, Frank-
furt a. M. 2005, 221 ff.

39 Harl (Fn. 29) 62.
40 Bülau (Fn. 12) 179 ff., 181.
41 Chalybäus (Fn. 37) 212, 220 f.;

Ungewitter (Fn. 19) 275, 282
(»Anstalten für technische Bil-
dung« bzw. »Gewerbs- und In-
dustrie-Schulen, polytechnische
Institute«); ferner Arnold Wage-
mann, Ueber die Bildung des Vol-
kes zur Industrie, Göttingen 1791.

42 Bülau (Fn. 12) 193.
43 Bülau (Fn. 21) 92: Es sei bei »den

rein technischen Bildungsanstalten
[…] unbestritten, dass diese der
Aufsicht der Behörden zu unter-
geben sind, denen überhaupt die
Sorge für die Nationalindustrie«
zukomme.

44 Zur Anerkennung eines »geistigen
Eigenthums« näher Louis Pah-
low, Art. Geistiges Eigentum, in:
Handwörterbuch zur Deutschen
Rechtsgeschichte, Bd. 1, hg. von
Albrecht Cordes, Heiner
Lück, 2. Aufl. Berlin 2008,
Sp. 2010–2015; ders., »Intellec-
tual property«, »propriété intel-
lectuelle« und kein »Geistiges
Eigentum«? Historisch-kritische
Anmerkungen zu einem umstrit-
tenen Rechtsbegriff, in: UFITA
115 (2006) 705–726; Diethelm
Klippel, Die Idee des Geistigen
Eigentums in Naturrecht und
Rechtsphilosophie des 19. Jahr-
hunderts, in: Historische Studien
zum Urheberrecht in Europa.
Entwicklungslinien und Grund-
fragen, hg. von Elmar Wadle,
Berlin 1993, 121–138, 132 f.



geistigen und gewerblichen Leistungen, z. B. Erfindungen oder
gewerbliche Verbesserungen, durch die Idee eines »geistigen Ei-
genthums« begründet und vorbereitet hat. Neben den eigentums-
rechtlichen Legitimationszusammenhängen wurde die Idee eines
geistigen Eigentums dabei auch gesamtwirtschaftlich gerechtfer-
tigt. Denn einer »Nation ist alles daran gelegen, dass Erfindungen
und Verbesserungen bei ihr gemacht oder ausgeführt werden, da
dadurch die Menge der geschaffenen Werthe, folglich ihr Wohl-
stand vermehrt wird«.45 Manche Autoren des allgemeinen Staats-
rechts sprachen sich daher nachdrücklich und entgegen ihrer
liberalen Grundüberzeugung für zeitlich befristete Alleinrechte
des Erfinders (Patente, Privilegien) aus, weil »es nüzlich, billig, ja
selbst gerecht sei, hier ausnahmsweise von der allgemeinen Freiheit
abzugehen«.46 Es sollte dementsprechend weniger ein »Monopol«
als eine »Belohnung« sein, welche die Nation dem Erfinder und
Einführer für seine Erfindung gewähre.47 Diskutiert wurden be-
reits die Voraussetzungen des Erfindungsschutzes, die Öffnung des
Patentschutzes für medizinische oder allgemein nützliche Erfindun-
gen bzw. die Fragen der rechtlichen Durchsetzung.48 Neben tech-
nischen Innovationen stellten die Autoren aber ebenso gewerbliche
Leistungen unter staatlichen Schutz. Allein der Staat hatte, so
Pölitz, markenwidrige oder unlautere Geschäftspraktiken zu unter-
binden.49 All diese Bestrebungen zeigen, dass der Staat auch durch
die Schaffung neuer Eigentums- und Verfügungsrechte – Douglass
North spricht bekanntlich von so genannten Property-rights50 –
den Aus- und Aufbau effizienter Märkte und damit wirtschaftliches
Wachstum nach Auffassung der Autoren begünstigen sollte.

3. Die sozial-kritischen Strömungen

Ende der Dreißiger- und vor allem in den Vierzigerjahren des
19. Jahrhunderts wurde in den naturrechtlichen und rechtsphilo-
sophischen Schriften auf soziale Risiken und Gefahren staatlicher
Fabriken- und Gewerbeförderung hingewiesen. Den Autoren ging
es dabei nur vereinzelt um die Entscheidungsfreiheit der Unter-
nehmer, die durch eine staatliche Reglementierung beschränkt
werde.51 Sozialkritische Auffassungen einzelner Autoren deuten
bereits Anfang der 1820er Jahre auf bestehende Missstände in den
frühindustriellen Betrieben hin. Durch die Fabriken werde »der
Bestimmung des menschlichen Daseyns entgegen gearbeitet«.52
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45 Leuchs (Fn. 36) 238; Pölitz
(Fn. 15) 161–164, 162.

46 Leuchs (Fn. 36) 239.
47 Leuchs (Fn. 36) 240 f.
48 Leuchs (Fn. 36) 238 ff.; Pölitz

(Fn. 15) 162 f.
49 Pölitz (Fn. 15) 165: »Allein die

Regierung muß festsetzen, daß alle
Waaren, welche die inländischen
Gewerbsmitglieder liefern, mit
ihrem eigenen, und nicht mit
fremdem Namen und unwahren

Etiketten bezeichnet werden, und
daß die Fabrikanten in öffentli-
chen Ankündigungen ihren Waa-
ren nicht Eigenschaften beilegen,
welche diesen nicht zukommen,
damit jeder Art des Betrugs vor-
gebeugt werde […].«

50 Douglass C. North, Theorie des
institutionellen Wandels. Eine
neue Sicht der Wirtschaftsge-
schichte, Tübingen 1988, 163–
168.

51 Leuchs (Fn. 36) 172: »Schädlich
weil sie die Fortschritte und Ver-
besserungen aufhielten und dem
Fabrikanten nicht erlaubten den
Geschmack seiner Abnehmer ge-
mäße Abänderungen zu machen.«

52 Maximilian Carl Friedrich
Grävell, Der Regent. Eine Fort-
setzung der Untersuchungen über
den Menschen und den Bürger für
gebildete Leser, Stuttgart 1823,
523 f.



Die Hauptkritik richtete sich vor allem gegen die sozialen Miss-
stände, die durch industrielle Fabriken hervorgerufen wurden.
Geringer Lohn der Arbeiter, schlechte Arbeitsbedingungen und
übermäßiger Reichtum einzelner Unternehmer sei das schädliche
»Princip des Fabrickensystems«, so Maximilian Grävell 1823.
»Die sogenannte vollständige Gewerbefreiheit ist, wie jede schran-
kenlose Willkühr, eine wahre Sklaverei der Gewerbetreibenden, ein
Zustand, in welchem die Menge zu Sklaven einiger Wenigen
wird.«53 Johann Schoen erinnerte in diesem Zusammenhang ganz
im romantischen Zeitgeist an die »politische Weisheit und Men-
schenfreundlichkeit« der Zünfte.54

In den Vierzigerjahren forderten einige Autoren bereits offen
eine stärkere staatliche Reglementierung und Kontrolle indus-
trieller Unternehmen, um der wachsenden Armut der Arbeiter-
schaft entgegenzuwirken. Für den sozialkritischen Publizisten Ale-
xander Weill konnte die »Organisation der Industrie nur vom
Staate ausgehen«, wenn auch nur als »vermittelnder Lenker«.55

Weill sah hierzu bereits 1843 einen »Industrialausschuss« vor,
der Statuten für besondere Unternehmen zur Verbesserung der
Gewerbeverhältnisse verfassen sollte.56 Julius Fröbel entwickelte
1847 das Konzept einer Unternehmensverfassung mit Mitsprache-
und Beteiligungsrechten. Die Arbeiter sollten eigene Geschäfts-
anteile an den Unternehmen erhalten. »Unsere Fabrikarbeiter
werden also Geschäftstheilhaber unter der vertragsgemäßen Lei-
tung eines gewählten Geschäftsführers«, alle Dienstverträge sollten
entsprechend in »Societätsverträge zur gemeinsamen Geschäfts-
betreibung« umgewandelt werden.57 Die Organisationsstruktur
des politischen Gemeinwesens war für Fröbel das Muster des Ge-
sellschaftsvertrages einer Kleineigentümer- und Unternehmergesell-
schaft. Allerdings war die ökonomische Zielrichtung Fröbels gänz-
lich anders geartet, beschränkte sich eher auf eine vorindustrielle
Lebenswelt mit einem im Mittelpunkt stehenden Individuum und
Konsumbeschränkung. Die Staatswirtschaft wandelte sich so vom
Förderungsinstrument zum »Correctiv für den mangelhaften Gang
der Volkswirthschaft«.58

All diese Stimmen sind als Reaktion auf eine bereits ange-
laufene Industrialisierung zu werten und stehen im Kontext einer
gegen Ende des Vormärz und vor allem während der Revolution
von 1848/49 häufig anzutreffenden sozialkritischen Auseinander-
setzung mit der bestehenden Eigentums- und Wirtschaftsverfas-
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53 Grävell (Fn. 52) 525 f.; Alexan-
der Weill, Der Staat und die
Industrie, Stuttgart 1843, 26: Die
Maschinen in den Fabriken »ha-
ben nicht allein Millionen von
Menschen brodlos gemacht, son-
dern sie haben auch den falschen
Geschmack des Luxus und des
unentbehrlichen Ueberflusses bis
unter die letzten Classen verbrei-
tet«; krit. auch Schoen (Fn. 12)
259–286.

54 Schoen (Fn. 12) 264 f.
55 Zum Folgenden Weill (Fn. 53)

67–72.
56 Weill (Fn. 53) 68.
57 Julius Fröbel, System der socia-

len Politik, Teil 2, Mannheim
1847, 424 f.

58 Fröbel (Fn. 57) 402.



sung.59 Sie vervollständigen das Bild des allgemeinen Staatsrechts,
das wirtschaftliche Fragen nicht nur thematisierte, sondern auch
versuchte, auf die sich stellenden sozialen Probleme Antworten zu
formulieren. Im Verhältnis zu den industriefreundlichen Forde-
rungskatalogen der übrigen Autoren blieb ihre Bedeutung während
des Vormärz allerdings eher gering. Im Vordergrund stand viel-
mehr die wirtschaftliche Prosperität, die der Staat durch die Unter-
stützung einer selbständigen Unternehmerschaft erreichen sollte.

III. Staat und Industrie in der Praxis: Das Beispiel Sachsen

Freilich sind die programmatischen Aussagen des allgemeinen
Staatsrechts lediglich ein theoretisches Modell für das Verhältnis
von Staat und Wirtschaft. Weder kann aus den Aussagen der
Autoren auf die reale Durchsetzungskraft ökonomischer Freiheits-
rechte noch auf den Umfang staatlicher Wirtschaftspolitik im
Vormärz geschlossen werden.60 Sie zeigen aber, dass ökonomische
Fragen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts einen wesent-
lichen Bestandteil staatstheoretischer Überlegungen bildeten, nach
denen der Staat – trotz der propagierten Eigentums-, Handels- und
Gewerbefreiheit – ein aktiver, wenn auch verhaltener Mitspieler im
wirtschaftlichen System bleiben sollte, der fördern, regeln und
gestalten, Missstände aber auch beseitigen konnte.

Die Frage bleibt, wie diese theoretischen Vorstellungen in der
Staatspraxis umgesetzt wurden. Da der Deutsche Bund keine
eigenständige Gesetzgebungskompetenz besaß, sondern vielmehr
aus einer Vielzahl souveräner Einzelstaaten bestand, ist man auf
eine exemplarische Untersuchung angewiesen. Im Folgenden soll
am Beispiel des Königreichs Sachsen verfolgt werden, ob und
inwieweit die im allgemeinen Staatsrecht gemachten Vorschläge
auch von der realen Politik umgesetzt wurden. Eine einzelstaatliche
Untersuchung deckt sich mit der Auffassung in der modernen
Wirtschaftsgeschichte, die den Industrialisierungs- und Wachs-
tumsprozess vor allem als regionalen Prozess begreift.61 Für Sach-
sen sprechen in diesem Zusammenhang mehrere Gründe: Zum
einen gehörte es um 1830 neben Preußen bereits zu den industriell
fortgeschritteneren deutschen Einzelstaaten,62 zum anderen gab es
sich 1831 und damit während einer bereits laufenden Industria-
lisierungs- und Wachstumsphase eine Verfassung. Verfassungsnor-
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59 Zum Beispiel [Anonym], Die
Grundlagen der sozialen und
politischen Ordnung, Landshut

1849; Friedrich Schmitthen-
ner, Ueber Pauperismus und Pro-
letariat, Frankfurt a. M. 1848;
Albrecht Tebeldi, Das Eigen-
thum, Stuttgart 1848.

60 Klippel, »Libertas commercio-
rum« (Fn. 5) 330 ff.

61 Hubert Kiesewetter, Industriel-
le Revolution in Deutschland. Re-
gionen als Wachstumsmotoren,
Stuttgart 2004; ders., Region und
Industrie in Europa 1815–1995,

Stuttgart 2000; ders., Raum und
Region, in: Moderne Wirtschafts-
geschichte, hg. von Gerold
Ambrosius, Dietmar Petzina,
Werner Plumpe, 2. Aufl. Mün-
chen 2006, 117–133; Region und
Industrialisierung. Studien zur
Rolle der Region in der Wirt-
schaftsgeschichte der letzten zwei
Jahrhunderte, hg. von Sydney
Pollard, Göttingen 1980.

62 Kiesewetter (Fn. 6) 91.



mierung und sächsisches Territorialstaatsrecht lassen daher Aus-
sagen über das Verhältnis von Wirtschaft und Staat erwarten (1).
Allerdings bildeten die staatsrechtlichen Vorgaben Rahmenbedin-
gungen, in denen sich die staatliche Industrialisierungspolitik Sach-
sens bewegen konnte; die inhaltliche Ausgestaltung folgte dagegen
weitgehend den Vorschlägen des allgemeinen Staatsrechts (2).

1. Die verfassungsrechtlichen Ausgangsbedingungen

Die Verfassung des Königreichs Sachsen von 1831 war nicht
im strengen Sinne konstitutionell, sondern die Festschreibung eines
tradierten ständischen Herrschaftssystems. In den »allgemeinen
Rechten und Pflichten der Unterthanen« unterschied sich die säch-
sische Verfassung kaum von den übrigen einzelstaatlichen Ver-
fassungen des Vormärz. Und das gilt auch für die Frage nach
konkreten Aussagen über die Wirtschaftsverfassung.63 Die Ver-
fassung beschränkte sich auf die Festlegung spezifischer Rahmen-
rechte. Nach § 27 werden »Freiheit der Person und die Gebahrung
mit dem Eigentume« keiner Beschränkung unterworfen. § 28 be-
rechtigt jeden, »seinen Beruf und sein Gewerbe nach eigener
Neigung zu wählen und sich dazu im In- oder Auslande auszu-
bilden, soweit nicht hierbei ausdrückliche Gesetze oder Privat-
rechte beschränkend entgegenstehen«. Und § 29 sichert berufliche
Mobilität zu »ohne Erlegung einer Nachsteuer«.

Die wenigen Bestimmungen, die die Verfassung in ökonomi-
scher Hinsicht lieferte, bildeten einen wirtschaftsverfassungsrecht-
lichen Rahmen, in dem sich eine Industrialisierung abspielen sollte.
Inhaltlich war der Staat damit kaum an verbindliche Vorgaben
gebunden.

Die freiheitsrechtlichen Bestimmungen bedeuteten keineswegs
gesicherte Grundrechtspositionen, die dem Staat notfalls auch
gerichtlich entgegengehalten werden konnten. Vielmehr wurden
die Rechte an staatliche Vorbehalte gebunden.64 Zur »persön-
lichen Freiheit« gehörten nach dem liberalen sächsischen Staats-
rechtler Moritz August Richter »Gewerbefreiheit, Studienfreiheit,
d. h. das Recht sich in den Wissenschaften auf Anstalten im In-
oder Auslande auszubilden, Freiheit des Grund und Bodens«.65

Allerdings werden diese Rechte durch »Gesetze oder durch beson-
dere Rechte Dritter beschränkt« und unter den Vorbehalt einer
»Erlaubniß (Concession)« gestellt, sofern es z. B. um die persön-
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63 Vgl. Bayern (1818) Titel IV, § 8;
Baden (1818) II, § 13; Württem-
berg (1819) §§ 24, 30; Großher-
zogtum Hessen (1820) Art. 23;
Kurhessen (1831) §§ 31, 32;
Sachsen (1831) §§ 27, 31; Han-
nover (1840) §§ 28, 35.

64 Zum Verständnis verfassungsnor-
mierter Freiheitsrechte in der Mit-
te des 19. Jahrhunderts auch
Louis Pahlow, Die preußische
Verfassung von 1850, in: Exami-

natorium Rechtsgeschichte, hg.
von Mathias Schmoeckel,
Stefan Stolte, Köln u. a. 2008,
44–45.

65 Moritz August Richter, Er-
klärung der Verfassungsurkunde
des Königreichs Sachsen, Zwickau
1832, 34.



liche Freiheit geht, »seine Beschäftigungsart zu wählen und zu
betreiben, wo man will«.66

Die überwiegende Mehrzahl der Autoren der Wissenschaft
vom geltenden sächsischen Staatsrecht behandelte ökonomische
Fragen daher auch nur am Rande.67 Der sächsische Regierungs-
beamte Friedrich Milhauser, selbst Jurist und bekennender Hege-
lianer, schloss aus dem geltenden Staatsrecht sogar ökonomische
Fragen aus, nämlich die »Theile des öffentlichen Rechts«, unter
anderem das Finanz-, Cameral- und Polizeirecht, die er nur als
»Hülfswissenschaften des sächsischen Staatsrechts« angewendet
wissen will.68

Von daher verwundert es wenig, wenn das Gewerbewesen vor
allem in den Handbüchern des sächsischen Polizeirechts themati-
siert wurde. Unter der Rubrik der »Gewerbepolizei« oder der
»Polizeiwissenschaft« beschäftigten sich die Autoren mit den Fra-
gen von »Getreide- und Victualienhandel«, »Eisenhüttenwesen«,
»Manufactur- und Fabrikwesen«, »Actienvereinen«, »Landwirth-
schaft« usw.69 Inhaltlich decken sich die diskutierten Maßnah-
menkataloge weitgehend mit denen des allgemeinen Staatsrechts,
deren Ideen von den sächsischen Autoren teilweise ausdrücklich
rezipiert werden.70 Einen Schwerpunkt des sächsischen Staats- und
Polizeirechts bildete der staatliche Konzessionsvorbehalt. Selbst
gemäßigt liberale Autoren, wie der Leipziger Professor für Privat-
und Staatsrecht Christian Ernst Weiße, traten für Konzessionen
ein. Danach »können überhaupt alle diejenigen Gewerbe, bei deren
Betreibung besondere Polizei-Rücksichten in Betracht kommen,
nicht ohne Genehmigung der Obrigkeit betrieben werden«. Aller-
dings sollte diese Genehmigung gesetzlichen Maßstäben entspre-
chen und durch ein ordentliches Verfahren zustande kommen.
Sächsische Konzessionen seien eben »von einer auf einer bloßen
Willkühr beruhenden Concession sehr verschieden«.71

2. Die sächsische Industrialisierungspolitik in der Staatspraxis

Der Konzessionsvorbehalt, der bei wirtschaftlicher Betätigung
in Sachsen bei den auch liberal orientierten Autoren damit auf
breite Zustimmung stieß, deutet das weitgefächerte Privilegien-
und Konzessionssystem an, mit dem die sächsische Gewerbepoli-
zeiverwaltung zunehmend wirtschaftliche Fragen regelte. Inhaltlich
behielt der Staat in seiner Wirtschaftspolitik damit weitgehend
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66 Richter (Fn. 65) 34.
67 Etwa Christian Ernst Weisse,

Lehrbuch des Königlich sächsi-
schen Staatsrechts, 2 Bde., Leipzig
1824 und 1827; Carl von Salza
und Lichtenau, Handbuch des
Polizeirechts, 2 Tle., Leipzig 1825;
Carl Eduard Flath, Systemati-
sche Darstellung des im König-
reich Sachsen geltenden Polizei-
rechts, 3 Bde., Dresden und Leip-
zig 1841 ff.; Friedrich Bülau,
Systematische Darstellung der Ver-
fassung und Verwaltung des Kö-
nigreichs Sachsen, Leipzig 1833;
Friedrich Eduard Heckel,
Sachsens Polizei. Ein Handbuch
für königlich sächsische Polizei-
beamte der unteren Instanz, Dres-
den und Leipzig 1840.

68 Friedrich Milhauser, Das
Staatsrecht des Königreichs Sach-
sen, Bd. 1, Leipzig 1839, 8, 4:
»Das Staatsrecht hat es überall nur
mit den Mitteln, diesen Zweigen
der Staatsgewalt Geltung zu ver-
schaffen, zu thun, nicht mit den
Objecten, auf welche sie sich be-
ziehen.«

69 Vgl. Flath (Fn. 67) 194 ff.,
199 ff., 221 ff.; Salza und Lich-
tenau (Fn. 67) 2. Teil, 107 ff.;
Heckel (Fn. 67).

70 Zum Beispiel Milhauser
(Fn. 68); Johann Sporschil, Be-
merkungen über die Verfassungs-
urkunde des Königreichs Sachsen,
Leipzig 1832.

71 Weisse (Fn. 67) Bd. 2, 127; Flath
(Fn. 67) Bd. 3, 251–252. – Zur
Kritik am Konzessionssystem bzgl.

der Gründung von Aktiengesell-
schaften näher Louis Pahlow,
Aktienrecht und Aktiengesell-
schaft zwischen Revolution und
Reichsgründung. Das Allgemeine
Deutsche Handelsgesetzbuch von
1861, in: Aktienrecht im Wandel,
Bd. 1, Entwicklung des Aktien-
rechts, hg. von Walter Bayer,
Mathias Habersack, Tübingen
2007, 237–286, insbesondere
259–264.



seine Entscheidungsfreiheit, die er zugunsten des industriellen Fort-
schritts nutzte. Weder die Verfassung noch die Wissenschaft vom
geltenden Staatsrecht machten für den Inhalt staatlicher Wirt-
schaftspolitik verbindliche Vorgaben.

Untersucht man die sächsische Staatspraxis in Bezug auf
konkrete Maßnahmen in dem Gebiet der Wirtschaft, was durch
die Forschungen von Hubert Kiesewetter72 enorm erleichtert wor-
den ist, dann zeigen sich erhebliche Gemeinsamkeiten mit den
Vorschlägen des allgemeinen Staatsrechts, sie gingen teilweise
sogar darüber hinaus. Zunächst wurde – wie auch in anderen
Einzelstaaten – die Ausübung eines Gewerbes an eine staatliche
Konzession gebunden. So war der Betrieb von Aktiengesellschaften
z. B. von einer staatlichen Genehmigung ihrer Statuten abhängig,73

ebenso der Betrieb eines »unzünftigen Gewerbes« auf dem Land,
»d. h. solcher, zu deren Ausübung auch in Städten in der Regel
weder eine zünftige Erlernung, noch die Gewinnung des Meister-
rechts erforderlich ist«,74 und ebenso die »Errichtung neuer Fabri-
ken und Manufacturen«.75

Im Hinblick auf eine aktive Industrialisierungspolitik orien-
tierte sich Sachsen dazu an den Vorschlägen des allgemeinen
Staatsrechts.76 Zur Förderung der Industrie hatten die Autoren
des allgemeinen Staatsrechts, wie wir gesehen haben, unter ande-
rem staatliche Kapitalunterstützungen für Unternehmen oder ei-
gens initiierte Gewerbeausstellungen und Messen vorgeschlagen.
Auffallend ähnlich sind die Maßnahmen, die Sachsen im Spiegel
seiner Gesetz- und Verordnungsblätter zur Industrieförderung ab
ca. 1820 ergreift. Aktive Förderung der Industrialisierung durch
den Staat sollte erstens durch die regelmäßige Publikation von
Preisausschreiben für vielversprechende Methoden, Erfindungen
und Verbesserungen in Gewerbe und Landwirtschaft77 einschließ-
lich der Vergabe von »Gewerbsmedaillien«78, zweitens durch die
Gewährung von Vorschüssen zur Wiederherstellung beschädigter
oder abgebrannter Produktionsstätten oder Maschinen79 oder
drittens durch die Bereitstellung von Kapital zur Gründung von
Unternehmen und Gesellschaften, zur Errichtung von Fabriken
und Industrieanlagen erfolgen. In Chemnitz, Frankenberg und
Plauen wurde dazu ein »Berathungs-Ausschuß« gebildet; ihm ge-
hörten neben sächsischen Beamten auch bekannte Fabrikanten an,
die die Förderungswürdigkeit der Unternehmen beurteilen soll-
ten.80 Allein im Zeitraum von 1834 bis 1845 betrug die Summe der
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72 Wie Fn. 6.
73 Sie nehmen in den 1840er Jahren

deutlich zu, vgl. die Gesetz-
Sammlung für das Königreich
Sachsen (GS) 1840 ff.

74 § 2 des Gesetzes, den Gewerbsbe-
trieb auf dem Lande betreffend,
vom 9.10.1840, in: GS 1840,
246–253.

75 Ebd. § 35 Abs. 2.
76 Dazu oben II.

77 Beispielsweise Bekanntmachung
der Landesdirection, die, zur Be-
förderung der Landwirtschaft und
Gewerbe, auf die 6 Jahre 1832–
1837 ausgesetzten Preisaufgaben,
vom 1.3.1832, in: GS 1832, 143–
158.

78 GS 1826, 156 f.
79 Kiesewetter (Fn. 6) 488 f.
80 Vgl. Kiesewetter (Fn. 6) 493.



von der sächsischen Regierung gewährten Vorschüsse in neue
Gewerbe- und Industriebetriebe 61.800 Taler.81

Das Königreich Sachsen folgte den Vorschlägen des allgemei-
nen Staatsrechts auch in Bezug auf eine Verbesserung des Bildungs-
wesens, einschließlich der allgemeinen Infrastruktur für Gewerbe
und Industrie. Staatlich gefördert wurde z. B. der Aufbau öffentli-
cher Bildungsanstalten wie der Gewerbs-, Sonntags-, Baugewerks-
schulen oder der Handelslehranstalt in Leipzig.82 Darüber hinaus
wurden weitere Maßnahmen zur Verbesserung der gewerblichen
und industriellen Infrastruktur ergriffen, unter anderem die Ein-
richtung von Handelsgerichten, die Feststellung von Mäklerord-
nungen, die Einführung von öffentlichen Ausstellungen, die Ertei-
lung von Prämien, Privilegien und Unterstützungen, die Anlegung
von Leih- und Sparkassen.83

Die Beispiele zeigen, dass der sächsische Staat z. B. durch eine
straffe Konzessions- und Privilegienpraxis nicht nur die beginnende
Industrialisierung reglementierte, sondern auch aktiv um eine Ver-
besserung der Rahmenbedingungen zugunsten eines nachhaltigen
wirtschaftlichen und industriellen Wachstumsprozesses bemüht
war. Die sächsischen Unternehmen sollten dazu auf höchstem
Niveau gehalten und dem Missbrauch staatlicher Förderung be-
gegnet werden. Zu diesem Zweck wurde die Verwaltung zu größt-
möglicher Sorgfalt in Gewerbeangelegenheiten ermahnt. Den Be-
amten wurde »die allgemeine Verbindlichkeit auferlegt, sich mit
dem Betriebe und Gange des Handels und der Gewerbe auf das
sorgfältigste bekannt zu machen«. Gleichzeitig sollten die Gewerbe
ihrem »natürlichen Gang überlassen« und in ihrem »Entstehen und
Ausbreiten« nicht behindert werden.84 Dazu gehörte freilich auch,
dass soziale Schutzmechanismen oder besondere Formen der Mit-
bestimmung in den Unternehmen, wie sie die Staatstheorie formu-
lierte,85 nicht eingeführt wurden, was Unternehmen freilich ent-
gegenkam. Stattdessen sollten spezielle Fabrikenkommissare dazu
dienen, der Tendenz einseitiger Gewerbeförderung entgegenzuwir-
ken.

Darüber hinaus bemühte sich Sachsen durch die ständige Ein-
richtung und Finanzierung von Bildungs- und Informationsreisen
für Unternehmer, Techniker und Beamte in westeuropäische Länder
– auch zur Besichtigung modernster Produktionsstätten – darum,
einen erheblichen Technologietransfer zu ermöglichen.86 Durch
den Ankauf von Maschinen aus dem Ausland sollte den einheimi-
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81 Kiesewetter (Fn. 6) 512–515.
82 Mandat, die Statuten der zu Leip-

zig errichteten Handels-Lehran-

stalt vom 19.2.1831, in: GS 1831,
67.

83 GS 1840, 22 f. (Sparcassenanstalt
Augustusburg, 18.3.1840); GS
1835, 409 (Spar- und Leihcasse
Grimma, 6.6.1835); GS 1842, 77
(Sparcasse Mühltroff); Flath
(Fn. 67) Bd. 3, 111–112.

84 Weisse (Fn. 67) Bd. 2, 130.
85 Oben II 3.
86 Werner Kroker, Wege zur Ver-

breitung technologischer Kennt-

nisse zwischen England und
Deutschland in der zweiten Hälfte
des 18. Jahrhunderts, Berlin 1971;
Wolfhard Weber, Innovationen
im frühindustriellen deutschen
Bergbau- und Hüttenwesen, in:
Innovationsforschung als interdis-
ziplinäre Aufgabe. Beiträge zur
Theorie und Wirklichkeit von In-
novationen im 19. Jahrhundert,
hg. von Frank R. Pfetsch, Göt-
tingen 1975, 169–208, 200 ff.



schen Unternehmen die neueste Technologie zur Verfügung gestellt
werden, freilich auch, um einheimische Gewerbe zu Nachahmun-
gen oder Verbesserungen anzuregen. Die Strukturhilfe ging verein-
zelt sogar soweit, dass – entgegen dem Schutz ausländischer Patente
– der Nachbau und die Nachahmung ausländischer Erfindungen
staatlich finanziert wurde.87 Dieser Befund konnte auch für andere
Einzelstaaten im Deutschen Bund nachgewiesen werden.88

Die theoretische Legitimationsgrundlage der sächsischen In-
dustriepolitik lieferte das allgemeine Staatsrecht, insbesondere die
so genannte Staatswirtschaftslehre, deren Maßnahmenkataloge in
Sachsen in großen Teilen umgesetzt wurden. Daneben waren frei-
lich auch Impulse und Anregungen aus der Wirtschaft selbst zu
verzeichnen. Das Direktorium des sächsischen Industrievereins
setzte sich für die »Beförderung der industriellen Thätigkeit des
Landes als dringendes Bedürfnis« ein und verwies auf die erfolg-
reichen Anstrengungen Preußens. Nach Ansicht seines Vorsitzen-
den waren es zwei Maßnahmen, die vorrangig in Angriff genom-
men werden mussten: zum einen die baldige Errichtung von
Industrieschulen, zum anderen »die practische Belehrung unserer
Fabrikanten« über die industriellen Fortschritte des Auslands durch
Ausstellung der wichtigsten Erfindungen in den größeren Industrie-
städten Sachsens. Diese Einrichtungen seien »ein unerlässliches
Bedürfniß für die vaterländische Industrie«, wenn sie sich künftig
gegenüber dem Ausland behaupten wolle.89 Der sächsische Innen-
minister Johann Freiherr von Falkenstein bemerkte dazu: »Es ist
das Princip, welches die Staatsregierung schon seit längerer Zeit
festgehalten hat, dass sie dergleichen Unternehmungen […] nach
Kräften, so weit nöthig, unter Zustimmung der Ständeversamm-
lung zu unterstützen bemüht […] ist, ohne deshalb irgend wie dem
Grundsatz zu huldigen, auf künstliche Weise Industriezweige her-
vorzurufen«.90 Und 1856 urteilte ein Zeitgenosse rückblickend,
seit 1831 habe »die sächsische Regierung der industriellen und
gewerblichen Wohlfahrt des Landes ihre unablässige und niemals
verfehlte Sorgfalt gewidmet, keinen Vorschlag unbeachtet gelassen,
und eben so wenig die Kosten zur Erreichung nützlicher Zwecke
und zur Beförderung der technischen Kenntnisse und gewerblichen
Bildung gespart«.91
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87 Kiesewetter (Fn. 6) 495 ff.
88 Christof Dipper, Wirtschafts-

politische Grundsatzentscheidun-
gen in Süddeutschland, in:
Restaurationssystem und Reform-
politik. Süddeutschland und Preu-
ßen im Vergleich, hg. von Hans-
Peter Ullmann, Clemens Zim-
mermann, München 1996, 139–
161, 160.

89 Nachw. bei Kiesewetter (Fn. 6)
508.

90 Zit. nach Kiesewetter (Fn. 6)
517 m. w. N.

91 Heinrich Bodemer, Die Indus-
trielle Revolution mit besonderer
Berücksichtigung auf die erzgebir-
gischen Erwerbsverhältnisse,
Dresden 1856, 22 Anm.



IV. Fazit

Die von Hubert Kiesewetter formulierte These, dass die deut-
sche Industrialisierung schon deshalb »nicht vom Staat ›geschaffen‹
werden« konnte, weil das »völlig dem liberalkapitalistischen Sys-
tem und Zeitgeist widersprochen« hätte,92 kann für das allgemeine
Staatsrecht nicht vorbehaltlos bestätigt werden. Zwar sahen die
Autoren des allgemeinen Staatsrechts in der Gewerbefreiheit mehr-
heitlich die wichtigste Voraussetzung für wirtschaftlichen Auf-
schwung, sie schaffe einen Anreiz für den Einzelnen, das Gewerbe
»zu wählen, welche[s] am meisten Gewinn bringen« könne und das
»stimmt mit dem allgemeinen Nuzen des Staats überein«.93 Trotz
dieser überwiegenden Anerkennung liberal-ökonomischer Frei-
heitsrechte blieb der Staat für viele Autoren auf dem Gebiet der
Wirtschaft aber weitgehend eingriffsbefugt.

Anders als das zeitgenössische sächsische Staatsrecht, das –
wenn überhaupt – nur die staatliche Konzessions- und Gesetzge-
bungspraxis darstellte und kommentierte, erbrachte das allgemeine
Staatsrecht für das Verhältnis von Staat und Wirtschaft auch eine
Modernisierungsleistung für die beginnende Industrialisierung. Die
naturrechtlichen Autoren lieferten eine Fülle an Vorschlägen für
Unterstützungsleistungen durch den Staat, die größtenteils mit den
propagierten ökonomischen Freiheitsrechten abgestimmt oder zu-
mindest als vereinbar erachtet wurden. Die Staatspraxis hat viele
der gemachten Vorschläge mit den Mitteln des Gesetzes- und Ver-
waltungsstaates umgesetzt, ging sogar darüber hinaus, freilich ohne
damit ein ausgefeiltes wirtschaftspolitisches Programm zu ver-
folgen. Dagegen blieb eine ausdrückliche Anerkennung der Ge-
werbefreiheit ebenso aus wie eine zurückhaltende Konzessions- und
Privilegienpraxis. Bedenkt man, dass Sachsen erst 1861 die allge-
meine Gewerbefreiheit einführte und sich 1831 für eine weitgehend
ständisch strukturierte Verfassung entschied, dann verblüfft der
wirtschaftliche Aufschwung zu einem der führenden Wirtschafts-
regionen des frühen 19. Jahrhunderts. Gewerbefreiheit, liberale
Grund- und Freiheitsrechte oder eine konstitutionelle Verfassungs-
gebung waren, so scheint es, keine Voraussetzung für einen erfolg-
reichen Industrialisierungsprozess. Sachsen benutzte vielmehr – wie
Kiesewetter eindrucksvoll herausgearbeitet hat – das viel wichtigere
Instrument der Konzessionierung außerzünftiger Gewerbe äußerst
großzügig, freilich ohne die Zünfte völlig abzuschaffen.
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92 Kiesewetter, Industrielle Revo-
lution (Fn. 61) 19.

93 Leuchs (Fn. 36) 141.



Zwar blieben ökonomische Fragen für das sächsische Territo-
rialstaatsrecht – anders als für das allgemeine Staatsrecht – eher ein
Randthema. Sofern wirtschaftliche Fragen behandelt wurden, spie-
geln sie aber deutlich die Praxis eines Konzessions- und Gesetzes-
staates wider, der Gewerbe und Industrie administrativ steuerte
und reglementierte. Die Verfassung des Königreichs Sachsen hat
diese Rechtspraxis durch ihre vagen Aussagen nicht behindert,
zumindest durch einzelne Rahmenbestimmungen eine gewisse
Rechts- und Planungssicherheit geschaffen. Die am Industrialisie-
rungsprozess Beteiligten konnten diese Bestimmungen nicht nur zu
ihren Zwecken nutzen, sondern sie ermöglichten ihnen zumindest
Rahmenfreiräume und Rechtssicherheit, die vielleicht weitaus ent-
scheidender für industrielles Wachstum waren als ökonomische
Freiheitsrechte und ein weitgehend unreglementierter Markt.94
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94 Hubert Kiesewetter, Verfas-
sung und Industrialisierung. Vom
Einfluß politischer Reformen auf
den industriellen Wandel, in:
Sächsische Heimatblätter 37
(1991) 211–216, 214.
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